
URTEIL VOM 7. 5. 1991 — RECHTSSACHE C-246/88

URTEIL DES GERICHTSHOFES
7. Mai 1991 *

In der Rechtssache C-246/88

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten zunächst durch Sergio
Fabro, sodann durch Antonio Aresu, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte,
Zustellungsbevollmächtigter: Guido Berardis, Juristischer Dienst, Centre Wagner,
Luxemburg-Kirchberg,

Klägerin,

gegen

Italienische Republik, vertreten durch Luigi Ferrari Bravo, Leiter des Servizio del
contenzioso diplomatico des Außenministeriums als Bevollmächtigten, Beistand:
Avvocato dello Stato Pier Giorgio Ferri, Zustellungsanschrift: Italienische Bot­
schaft, 5, rue Marie-Adélaïde, Luxemburg,

Beklagte,

wegen Verstoßes gegen die Richtlinie 80/836/Euratom des Rates vom 15. Juli
1980 zur Änderung der Richtlinien, mit denen die Grundnormen für den Gesund­
heitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisieren­
der Strahlungen festgelegt wurden (ABl. L 246, S. 1), und der Richtlinie
84/467/Euratom des Rates vom 3. September 1984 zur Änderung der Richtlinie
80/836/Euratom (ABl. L 265, S. 4)

hat

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten G. F. Man­
cini und J. C. Moitinho de Almeida, der Richter C. N. Kakouris, F. A. Schock­
weiler, F. Grévisse und M. Zuleeg

(Gründe nicht wiedergegeben)

* Verfahrenssprache: Italienisch.
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KOMMISSION / ITALIEN

für Recht erkannt und entschieden:

1) Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem
EAG-Vertrag verstoßen, daß sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fristen
die erforderlichen Vorschriften erlassen hat, um die Richtlinie 80/836/Euratom
des Rates vom 15. Juli 1980 zur Änderung der Richtlinien, mit denen die
Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits­
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt wurden, und die
Richtlinie 84/467/Euratom des Rates vom 3. September 1984 zur Änderung
der Richtlinie 80/836/Euratom durchzuführen.

2) Die Italienische Republik trägt die Kosten des Verfahrens.
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